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Kurzfassung 

Per 1. Januar 2012 traten im Rahmen des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlas-
senen- und Invalidenvorsorge (BVG; SR 831.40) neue Bestimmungen in Kraft, die von Vorsorge-
einrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften weit reichende Entscheide zur Finanzierung 
und zur institutionellen Verankerung verlangt. 

Die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge für die Mitglieder des Regierungs-
rates wird durch eine eigenständige nach BVG-registrierte Vorsorgeeinrichtung geregelt (Ruhe-
gehaltsordnung des Regierungsrates, BGS 126.581.1). Sie fällt somit unter die neuen bundes-
rechtlichen Vorgaben und bedarf – analog der öffentlich-rechtlichen Pensionskasse Kanton So-
lothurn - entsprechenden Anpassungen. 

Für die Umsetzung der BVG-Vorschriften stehen zwei Lösungsansätze im Vordergrund. Einerseits 
kann die Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates als eigenständige Vorsorgeeinrichtung wei-
tergeführt werden oder andererseits kann ein Anschluss an eine bestehende Vorsorgeeinrich-
tung erfolgen.  

Die Weiterführung als eigenständige Vorsorgeeinrichtung ist angesichts der Tatsache, dass ein-
zig die Mitglieder des Regierungsrates und somit nur fünf aktiv Versicherte den Bestand bilden, 
wenig sinnvoll. Daneben wäre auch der einmalige und wiederkehrende administrative Auf-
wand, in Anbetracht der zwingend zu erlassenden Gesetze und Reglemente, unverhältnismässig 
hoch. 

Ein Anschluss an eine andere Vorsorgeeinrichtung, im vorliegenden Fall an die Pensionskasse 
Kanton Solothurn (PKSO), steht demnach im Vordergrund. Die Finanzkommission wird daher 
ermächtigt, mit der PKSO einen Anschlussvertrag abzuschliessen. Dieser beinhaltet die Finanzie-
rung des Übertritts sowie die Versicherungslösung bei der PKSO. 

Die im Amt stehenden und somit aktiven Regierungsräte treten in diesem Fall per 1. Januar 
2016 zur PKSO über. Der Übertritt erfolgt für die aktiven Regierungsräte so, dass sie im Rahmen 
von Modellannahmen bei der PKSO im Alter 65 die gleiche Altersrente wie bisher erreichen. Um 
das Leistungsziel zu erhalten, werden den aktiven Regierungsräten die Freizügigkeitsleistung 
der bisherigen Ruhegehaltsordnung als Freizügigkeitseinlage gutgeschrieben und eine individu-
ell berechnete Einlage durch den Kanton Solothurn geleistet. 

Die Versicherung bei der PKSO richtet sich nach deren gesetzlichen Grundlagen und Reglemen-
ten. Die Mitglieder des Regierungsrates sind somit in Bezug auf die gewöhnlichen berufsvorsor-
gerechtlichen Ereignisse den Staatsangestellten gleichgestellt. Die Leistungen der PKSO werden 
– wie bei Magistratspersonen üblich – durch Arbeitgeberleistungen beim Ausscheiden aus dem 
Amt ergänzt. Diese Leistungen bestehen in Abhängigkeit von Alter und Amtsdauer in Abfin-
dungszahlungen oder in temporären Ruhegehaltszahlungen bis maximal zum 65. Lebensjahr. Im 
Vergleich zur bisherigen Lösung der Ruhegehaltsordnung werden die tendenziell tiefen Leis-
tungen bei Nichtwiederwahl und Rücktritt moderat angepasst. 

Die per 31. Dezember 2015 bestehenden Renten aus der bisherigen Ruhegehaltsordnung wer-
den durch die PKSO übernommen. Der Kanton verpflichtet sich, die Alters- und Hinterlassenen-
leistungen aus der bisherigen Ruhegehaltsordnung bis zum Erlöschen der Leistungen zu finan-
zieren.  
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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen nachfolgend Bericht und Antrag über das Gesetz über das Ruhegehalt 
des Regierungsrates 

1. Ausgangslage 

Die Ruhegehaltsordnung wird heute als unselbständige Anstalt öffentlichen Rechts geführt. Sie 
verfügt nur über vergleichsweise geringe Mittel. Der Deckungsgrad per 31. Dezember 2014 be-
trug lediglich 13.3 Prozent. Bei der Berechnung dieses Deckungsgrades enthalten ist bereits eine 
öffentlich-rechtliche Verpflichtung auf der Aktivseite der Bilanz von 856‘182 Franken, die sich 
daraus ergibt, dass in der Vergangenheit mindestens die Minimalleistungen nach BVG durch ein 
entsprechendes Vermögen gedeckt werden mussten. 
 
Der tiefe Deckungsgrad ergab sich unter Anderem daher, dass neben den eigentlichen Vorsor-
geleistungen auch die Leistungen bei freiwilligem Rücktritt und Nichtwiederwahl von der Ruhe-
gehaltsordnung erbracht wurden, ohne dass dafür eine eigentliche Finanzierung erfolgte. Das 
vergleichsweise geringe Vermögen wurde direkt beim Kanton angelegt und von diesem zum 
BVG-Mindestzinssatz verzinst. Die Verzinsung lag in der Regel unter der für das finanzielle 
Gleichgewicht erforderlichen Rendite. 
 
Resultierte im Laufe eines Geschäftsjahres ein Ausgabendefizit wurde dieses vom Kanton grund-
sätzlich zu 100 Prozent ausgeglichen. Das Vermögen der Ruhegehaltsordnung blieb damit stabil. 
 
Das paritätische Organ der Ruhegehaltsordnung ist die Verwaltungskommission. Sie besteht aus 
insgesamt vier Mitgliedern, je zwei Mitgliedern des Kantonsrates als Arbeitgebervertreter und 
zwei Regierungsräten als Arbeitnehmervertretern. 

2. Handlungsbedarf 

Die neuen gesetzlichen Bestimmungen des BVG verlangen von Vorsorgeeinrichtungen öffent-
lich-rechtlicher Körperschaften eine Verselbständigung und eine solide Finanzierung. Dazu steht 
das System der Teilkapitalisierung oder das System der Vollkapitalisierung zur Verfügung. Beim 
System der Teilkapitalisierung muss nach spätestens 40 Jahren ein Deckungsgrad von 80 Prozent 
erreicht werden, im System der Vollkapitalisierung muss der Deckungsgrad per sofort auf min-
destens 100 Prozent gebracht werden. Falls die finanziellen Ziele und Vorgaben nicht erreicht 
werden, sind zusätzliche Massnahmen – in der Regel Sanierungsmassnahmen – erforderlich.  
 
Die Verselbständigung bedeutet unter anderem, dass der öffentlich rechtliche Arbeitgeber nicht 
mehr gleichzeitig über die Vorsorgeleistungen und Beiträge nach BVG befinden darf. In der Re-
gel wird er nur noch die Beiträge festlegen und das paritätische Organ über die Leistungen be-
finden.  
 
Von dieser neuen Regelung sind die Vorsorgeleistungen, jedoch nicht die Arbeitgeberleistungen 
bei Nichtwiederwahl und Rücktritt der Magistratspersonen betroffen, was eine klare Differen-
zierung im Gesetz erfordert. 
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3. Umsetzung der rechtlichen Erfordernisse 

Die bundesrechtlichen Vorgaben können auf zwei Arten umgesetzt werden. Die erste Möglich-
keit besteht darin, dass die Ruhegehaltsordnung im Rahmen einer eigenen Vorsorgeeinrichtung 
weitergeführt wird (nachfolgend Ziffer 3.1). Die andere Lösung erfordert den Anschluss an eine 
andere Vorsorgeeinrichtung, die die gesetzlichen Erfordernisse bereits erfüllt (nachfolgend Ziff. 
3.2).  

3.1 Weiterführung der Ruhegehaltsordnung 

Die Weiterführung der Ruhegehaltsordnung im Rahmen einer eigenen Vorsorgeeinrichtung 
würde bedeuten, dass – analog der Vorlage zur Pensionskasse Kanton Solothurn - eine ganze 
Reihe von rechtlichen Erfordernissen umgesetzt werden müsste. So müsste durch den Kantons-
rat ein neues Gesetz erlassen werden, welches neben der Frage der Teil- oder Vollkapitalisierung 
auch die Beiträge und die Sanierungsbestimmungen regeln würden. Des Weiteren wäre durch 
die Verwaltungskommission zumindest ein Leistungsreglement, ein Anlagereglement und allen-
falls noch weitere Reglemente zu erlassen. 
Aufgrund des kleinen Bestandes mit nur fünf aktiven Versicherten wäre zudem ein vernünftiger 
Risikoausgleich bezüglich der Risiken Invalidität und Tod, sowie des Risikos der Langlebigkeit 
der Rentner und Rentnerinnen innerhalb der Vorsorgeeinrichtung nicht möglich. Entsprechend 
müssten Rückversicherungen abgeschlossen werden, wobei eine Rückversicherung des Langle-
bigkeitsrisikos kaum möglich ist und die Rückversicherung der Risiken Invalidität und Tod der 
aktiven Versicherten für einen so kleinen Bestand allenfalls schwierig sein könnte. 
 
Aus diesen Ausführungen geht hervor, dass die Weiterführung der Ruhegehaltsordnung als Vor-
sorgeeinrichtung keinen Sinn macht. Der finanzielle und administrative Aufwand wäre in Anbe-
tracht der kleinen Vorsorgeeinrichtung zu gross.  

3.2 Anschluss an eine Vorsorgeeinrichtung 

Im Vordergrund steht folglich ein Anschluss an eine andere Vorsorgeeinrichtung. Als Möglich-
keiten kommt der Anschluss an die PKSO oder an eine Sammeleinrichtung in Frage. 

Die PKSO bietet den Vorteil, dass ihr Leistungsniveau im Bereich der Altersleistungen ziemlich 
gut dem bisherigen Leistungsniveau der Ruhegehaltsordnung entspricht. Durch die Übernahme 
der Versicherung der Regierungsräte durch die PKSO wird erreicht, dass in Zukunft für die Mit-
glieder des Regierungsrates bezüglich der beruflichen Vorsorge die gleichen Bedingungen wie 
für das kantonale Personal gelten und dass die Mitglieder des Regierungsrates mit allen Konse-
quenzen in das Solidaritätssystem der kantonalen Pensionskasse eingebunden werden. Beim An-
schluss an eine Sammelstiftung würden sie hingegen in ein Solidaritätssystem mit höchst unter-
schiedlichen Unternehmungen, die in der Regel keinen wesentlichen wirtschaftlichen Bezug zu-
einander haben, eingebunden. 

Ein Anschluss an die PKSO steht somit klar im Vordergrund. 

4. Leistungen der neu ab 1. Januar 2016 in Rente gehenden Regierungsräte 

4.1 Vorsorgeleistungen PKSO 

Die Versicherung bei der PKSO richtet sich grundsätzlich nach dem Pensionskassengesetz und 
den von der Verwaltungskommission der PKSO erlassenen reglementarischen Bestimmungen. 
Die Mitglieder des Regierungsrates werden damit für die gewöhnlichen berufsvorsorgerechtli-
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chen Ereignisse (Alter, Invalidität und Tod) der PKSO angeschlossen und dadurch den Staatsan-
gestellten gleichgestellt. 

4.2 Leistungen des Kantons 

Bei den Arbeitgeberleistungen des Kantons bei Nichtwiederwahl als Regierungsratsmitglied o-
der Rücktritt aus dem Regierungsrat handelt es sich um eine ordentliche Leistung, das heisst ein 
zeitlich befristetes Ruhegehalt (nachfolgend Ziff. 4.2.1) oder eine Abfindungsleistung (nachfol-
gend Ziff. 4.2.2). 

4.2.1 Ordentliche Leistungen als zeitlich befristetes Ruhegehalt 

Als ordentliche Leistung wird, nach vollendetem 55. Altersjahr und mindestens vier vollendeten 
Amtsjahren, ein temporäres Ruhegehalt ausgerichtet. Der Anspruch auf das temporäre Ruhe-
gehalt erlischt beim Tod, spätestens aber mit der Vollendung des 65. Altersjahres und damit mit 
der Ablösung durch die Altersrente der PKSO. 

In Bezug auf die Leistungshöhe werden zwei Fälle unterschieden. Bei mindestens vier aber we-
niger als acht Amtsjahren beträgt das Ruhegehalt 60 Prozent des versicherten Lohnes bei der 
PKSO, bei acht Amtsjahren oder mehr beträgt das Ruhegehalt 80 Prozent des versicherten Loh-
nes. Dabei wird – in Abweichung der bisherigen Ruhegehaltsordnung – nicht mehr unterschie-
den, ob der Rücktritt freiwillig oder aufgrund einer Nichtwiederwahl oder Nichtwiedernominie-
rung erfolgt ist, vielmehr ist einzig das Ausscheiden aus dem Amt massgebend.  
 
Im Rahmen der bisherigen Lösung wurde zwischen freiwilligem Rücktritt und Nichtwiederwahl 
bzw. Nichtwiedernominierung unterschieden. Bei freiwilligem Rücktritt ab Alter 55 und 12 voll-
endeten Amtsjahren bestand Anspruch auf eine lebenslängliche Altersrente. Ab vollendetem 61. 
Altersjahr wurde die Zahl der erforderlichen Amtsjahre pro Altersjahr über Alter 60 um ein 
Amtsjahr reduziert. Bei vollendetem 65. Altersjahr waren die Leistungen nicht mehr an die Vo-
raussetzung einer bestimmten Zahl von Amtsjahren gebunden. 
Bei der bisherigen Lösung konnte somit ein Regierungsrat, der beispielsweise im Alter von 62 
Jahren und mit 8 Amtsjahren freiwillig aus dem Amt ausschied, keine Rentenleistung beanspru-
chen. Dies war schon lange nicht mehr zeitgemäss, da praktisch bei jeder Pensionskasse Renten-
leistungen bei vorzeitigem Altersrücktritt (PKSO ab Alter 58) beansprucht werden können. 
Bei Nichtwiederwahl oder Nichtwiedernominierung gab es bei der bisherigen Lösung ab Alter 
58 Rentenleistungen, eine Anforderung an die Amtszeit wurde dabei nicht gestellt. Die Leistun-
gen wurden aber für jedes bis zum 12 Amtsjahr fehlende Jahr um 6.5 Prozent gekürzt. 
Sodann sieht das Gesetz über das Staatspersonal in § 45 Abs. 5 vor, dass Mitglieder des Regie-
rungsrates, welche nicht wiedernominiert oder nicht wiedergewählt werden und ohne An-
spruch auf Leistungen nach der bisherigen Ruhegehaltsordnung aus dem Amt ausschieden, eine 
Abgangsentschädigung von sechs Monatslöhnen erhalten. Bei Annahme des neuen Gesetzes 
über das Ruhegehalt des Regierungsrates wird der genannte Absatz im Gesetz über das Staats-
personal aufgehoben. 

4.2.2 Abfindungsleistungen 

In Fällen, in denen die Anspruchsvoraussetzungen für eine ordentliche Leistung nicht erfüllt 
sind, wird – unter bestimmten Voraussetzungen – eine Abfindungsleistung während sechs Mo-
naten ausbezahlt. Diese soll eine berufliche Neuorientierung nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt ermöglichen bzw. eine gewisse Kompensation zu den Einbussen bei einem vorzeitigen Al-
tersrücktritt ermöglichen. 

Die Abfindungsleistung lehnt sich an die heutige Lösung im Staatspersonalgesetz an. Sie wird 
limitiert auf sechs Monatslöhne und wird nur ausgerichtet, sofern das Mitglied des Regierungs-
rates vor dem 65. Altersjahr infolge Nichtwiederwahl oder Nichtwiedernominierung aus dem 
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Amt ausscheidet oder die Ausübung des Amtes aus gesundheitlichen Gründen wesentlich er-
schwert wird. Die monatliche Auszahlung wird zudem, analog dem temporären Ruhegehalt, 
gekürzt, wenn das Einkommen des ehemaligen Mitglieds des Regierungsrates das aktuelle Brut-
toeinkommen der amtierenden Regierungsräte übersteigt.  

5. Leistungen für die am 31. Dezember 2015 bestehenden Rentner und Rentnerinnen 

Die am 31. Dezember 2015 bestehenden Renten werden von der PKSO übernommen. Es wird 
aber kein entsprechendes Vorsorgekapital an die PKSO überwiesen. Stattdessen verpflichtet sich 
der Kanton Solothurn der PKSO die monatlichen Rentenzahlungen am Auszahlungstag der 
PKSO wieder zu erstatten. Entsprechend übernimmt der Kanton für die am 31. Dezember 2015 
bereits laufenden Renten und der weiteren daraus resultierenden Rentenansprüche eine Sicher-
stellung.  

Für die Sicherstellung gilt weiterhin die Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates als Grundlage. 
Da diese aufgehoben wird, werden die massgebenden Bestimmungen über die Alters- und Hin-
terlassenenleistungen als integraler Bestandteil in den abzuschliessenden Anschluss- und Über-
nahmevertrag übernommen. Die Höhe der sichergestellten Renten bleibt somit weiterhin an die 
Besoldungen der Regierungsräte geknüpft und entwickelt sich parallel zu diesen. Sodann erfol-
gen die Teuerungsanpassungen im gleichen Umfang wie bei den Löhnen der aktiven Mitglieder 
des Regierungsrates.  

Die Verwaltungskosten, die der PKSO aus der Übernahme und der Administration der beste-
henden Rentner entstehen, werden vom Kanton vergütet. 

6. Finanzielle Auswirkungen 

6.1 Einmalige Kosten als Folge der Übernahme 

Durch die Übernahme der Ruhegehaltsordnung per 1. Januar 2016 durch die PKSO resultieren 
voraussichtlich folgende einmalige Kosten: 
 
Einkauf des Vorsorgekapitals der aktiven Versicherten: Fr. 4‘953‘346.00 
Einkauf Erhaltung des Leistungsziels für die aktiven Versicherten: Fr.  629‘350.00 
 
Total Einkauf  Fr. 5‘582‘696.00 
 
Von diesen Kosten kann das vorhandene Vermögen der Ruhegehaltsordnung in Abzug gebracht 
werden: 
 
Vermögen Ruhegehaltsordnung (Stand 31.12. 2014) Fr. -1‘544‘492.00 
 
Total einmalige Kosten Fr. 4‘038‘204.00 
 

Die oben ausgewiesenen Zahlen basieren auf folgenden Annahmen: 

− Der Realzins und somit die Differenz der Verzinsung zwischen den Altersguthaben bei 
der PKSO und der Entwicklung der versicherten Löhne beträgt 1.7 Prozent. Der gleiche 
Realzins wird auch bei der PKSO zum Erreichen des Leistungsziels verwendet. 

− Der technische Zinssatz beträgt 2.5 Prozent. 



8 

− Der fixe Teil des Koordinationsbetrags bei der PKSO beträgt Fr. 16‘920.00. 

− Der Umwandlungssatz im Alter 65 entspricht dem ab dem Jahr 2016 geltenden Wert von 
6.14 Prozent. 

6.2 Wiederkehrende Kosten 

Die wiederkehrenden Kosten lassen sich nur schwer miteinander vergleichen, da die Leistungen 
der beruflichen Vorsorge und die Leistungen bei Nichtwiederwahl und Rücktritt bisher nicht fi-
nanziell getrennt waren und das Finanzierungssystem sich komplett vom neuen Finanzierungs-
system unterscheidet. Bisher galt weitgehend ein System der Finanzierung im Umlageverfahren, 
verknüpft mit der Übernahme der Ausgabendefizite durch den Kanton. Neu muss aufgrund der 
gesetzlichen Bestimmungen grundsätzlich das System des Kapitaldeckungsverfahrens gelten. 

6.2.1 Beiträge der Versicherten und des Kantons 
 
Vergleicht man die bisherigen ordentlichen Beiträge der Ruhegehaltsordnung mit den neuen 
Beiträgen bei der PKSO, dann ergeben sich für den aktuellen Bestand der Regierungsräte fol-
gende Zahlen (für das Jahr 2015): 
 

 Ruhegehaltsordnung 
bisher 

PKSO 
neu 

Beiträge Versicherte  
Beiträge Kanton 

Fr. 93‘521 
Fr. 273‘365 

Fr. 124‘186 
Fr. 156‘454 

Total Fr. 366‘886 Fr. 280‘640 

 

6.2.2 Kosten Übernahme bisheriger Renter und Rentnerinnen nach Ruhegehaltsordnung 
 
Die Kosten für die am 31. Dezember 2015 laufenden Renten nach der bisherigen Ruhegehalts-
ordnung und allfällig später daraus resultierende Hinterlassenenrenten werden durch den Kan-
ton Solothurn getragen. Die auf das Jahr 2015 umgerechnete Rentensumme von Altersleistun-
gen und Hinterlassenenleistungen beträgt per 1. Januar 2015 1‘206‘408 Franken. Die Renten-
summe wird über die Jahre abnehmen. Im Sinne einer Hypothese beträgt die jährliche Abnahme 
durchschnittlich 3 Prozent, das heisst in gut 30 Jahren wären die Leistungen des Kantons aus der 
bisherigen Ruhegehaltsordnung beendet.  

6.2.3 Zusatzkosten infolge Ausscheiden aus dem Regierungsrat ab 1. Januar 2016 
 
Weitere unregelmässig anfallende Kosten ergeben sich infolge Ausscheiden aus dem Regie-
rungsrat (z.B. Nichtwiederwahl, Rücktritt). 
 
Betreffend den Voraussetzungen für den Erhalt der ordentlichen Leistungen und der Abfin-
dungsleistungen kann auf Ziff. 4.2.1 und 4.2.2. verwiesen werden. 
 
Die Kosten infolge Ausscheiden aus dem Regierungsrat sind je nach Fall sehr unterschiedlich 
(siehe nachfolgend) und mit der bisherigen Lösung kaum vergleichbar. Die bisherige Lösung 
kostete – da im Umlageverfahren – unmittelbar nichts, demgegenüber führt die neue Lösung di-
rekt zu klar definierten Geldleistungen. 
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Damit die neue und die bisherige Lösung verglichen werden können, werden diese einander 
gegenübergestellt:  
Die Kosten der bisherigen Ruhegehaltsordnung beinhalten: 

- die Kosten aus der Summe der bis im Alter 65 fälligen Renten,  
- der bis ins Alter 65 entgangenen Beiträge und 
- die Kosten einer allfälligen Abgangsentschädigung nach § 45 Abs. 5 des Gesetzes über 

das Staatspersonal vom 27. September 1992.  
 
Die Kosten der neuen Lösung beinhaltet: 

- die Abfindungen; 
- die Ruhegehälter bis Alter 65; 
- die Beiträge des Kantons an die PKSO bis Alter 65.  

 
Fall 1: 
Ausscheiden aus dem Regierungsrat vor dem Alter 55 mit sechs oder mehr Amtsjahren 
 

Art der Leistung 
Kosten in Fr.  

Bisher Neu 

Abfindung 132‘000 132‘000 

 

Kosten Total 132‘000 132‘000 

Abfindung bisher nur bei Nichtwiederwahl und Nichtwiedernominierung. Neu auch aus ge-
sundheitlichen Gründen. Keine Abfindung bei freiwilligem Ausscheiden aus dem Regierungsrat  
 
Fall 2: 
Ausscheiden aus dem Regierungsrat im Alter 55 mit vier Amtsjahren 
 

Art der Leistung 
Kosten in Fr.  

Bisher Neu 

Ruhegehalt 0 1‘173‘408 

Beiträge 0 187‘745 

Abfindung 132‘000  

 

Kosten Total 132‘000 1‘361‘153 

 
Fall 3 
Ausscheiden aus dem Regierungsrat im Alter 55 mit zwölf Amtsjahren 
 

Art der Leistung 
Kosten in Fr.  

Bisher Neu 

Ruhegehalt 1‘062‘440 1‘564‘544 

Beiträge 584‘342 250‘327 

 

Kosten Total 1‘646‘782 1‘814‘871 

 
Fall 4 
Ausscheiden aus dem Regierungsrat im Alter 60 mit acht Amtsjahren 
 

Art der Leistung 
Kosten in Fr.  

Bisher Neu 

Ruhegehalt 491‘379 782‘272 

Beiträge 270‘258 125‘164 

 

Kosten Total 761‘637 907‘436 
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Fall 5 
Ausscheiden aus dem Regierungsrat im Alter 60 Jahren mit zwölf Amtsjahren 
 

Art der Leistung 
Kosten in Fr.  

Bisher Neu 

Ruhegehalt 664‘025 782‘272 

Beiträge 365‘214 125‘164 

 

Kosten Total 1‘029‘239 907‘436 

 

7. Vernehmlassungsverfahren 

Der Regierungsrat wurde von der Verwaltungskommission Ruhegehaltsordnung des Regie-
rungsrates am 19. Februar 2015 eingeladen zum Entwurf des Gesetzes über das Ruhegehalt Stel-
lung zu nehmen.  

Der Regierungsrat begrüsst den Anschluss der bisherigen Ruhegehaltsordnung an die Pensions-
kasse Kanton Solothurn (PKSO) und die damit verbundene berufsvorsorgerechtliche Gleichstel-
lung mit dem kantonalen Personal. Er stimmt den vorgeschlagenen Arbeitgeberleistungen, die 
in Abhängigkeit von Alter und Amtsdauer in Abfindungszahlungen oder temporären Ruhege-
haltszahlungen bis maximal zum 65. Lebensjahr ausgerichtet werden zu. Für den Regierungsrat 
ist es sodann ein Anliegen, dass für die heute laufenden Renten weiterhin die Ruhegehaltsord-
nung des Regierungsrates gilt, auf die Überweisung eines entsprechenden Vorsorgekapitals in-
des verzichtet wird. Der Kanton soll vielmehr als „Rückversicherer“ der Renten auftreten, indem 
er der PKSO die monatlichen Rentenzahlungen am Auszahlungstag wieder erstattet. 

8. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen der Vorlage 

§ 3  

Der für die Versicherung bei der PKSO massgebende Lohn ist das Bruttogehalt eines Regierungs-
rates oder einer Regierungsrätin nach der Verordnung über die Besoldungen und die Arbeitszeit 
des Staatspersonals und der Lehrkräfte an kantonalen Schulen (BGS 126.51.1). Allfällige Neben-
einkünfte werden nicht versichert. Der versicherte Lohn bei der PKSO berechnet sich gleich wie 
bei den anderen Versicherten der PKSO. 
 
Die Grundlage für die Berechnung der ordentlichen Leistungen nach dem vorliegenden Gesetz 
ist der versicherte Lohn der PKSO. 

§ 4  

Absatz 1: siehe Ziff. 4.2.1.  
 
Absatz 2: Bei schweren Amtspflichtverletzungen oder strafbaren Handlungen kann der Regie-
rungsrat die Leistungen kürzen oder ganz verweigern. Die bisherige Ruhegehaltsordnung sah 
eine Kürzung um 50 Prozent der Leistungen vor, falls das Mitglied des Regierungsrates diszipli-
narisch entlassen wird oder das Dienstverhältnis aus eigenem Verschulden durch den Kantonsrat 
aus wichtigen Gründen aufgelöst wird. 
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§ 5  

Absatz 1 und 2: siehe Ziff. 4.2.1. 
Absatz 3: Das Ruhegehalt wird in 12 monatlichen gleichen Teilen ausbezahlt. Einen 13. "Mo-
natslohn" gibt es somit im Rahmen der Ruhegehaltszahlungen nicht. Die Auszahlung erfolgt zu-
sammen mit den Lohnzahlungen für die kantonalen Angestellten gegen das Ende eines Monats 
und nicht zusammen mit den Rentenleistungen der PKSO, die (zurzeit) am Anfang eines Monats 
ausbezahlt werden. 

§ 6  

Absatz 1: Bei mindestens vier aber weniger als acht Amtsjahren beträgt das Ruhegehalt 60 Pro-
zent des versicherten Lohnes bei der PKSO, bei mindestens 8 Amtsjahren beträgt das Ruhegehalt 
80 Prozent des versicherten Lohnes bei der PKSO. 
Bei der bisherigen Lösung betrug die maximale Leistung, die im Alter 60 und mit 12 Amtsjahren 
erreicht wurde, 50 Prozent des Lohnes eines Regierungsrates. 
Basierend auf den Werten für das Jahr 2014 ergeben sich folgende Beträge in Franken: 
 
Neue Lösung (temporär bis Alter 65): 
Ruhegehalt ab Alter 55 und mindestens 4 Amtsjahren: Fr. 117'485 brutto, bzw. Fr. 94‘541 netto 
nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge (PK, AHV, IV, EO, ALV, UVG). 
 
Ruhegehalt ab Alter 55 und mindestens 8 Amtsjahren: Fr. 156'646 brutto, bzw. Fr. 125‘903 netto 
nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge (PK, AHV, IV, EO, ALV, UVG). 
 
Bisherige Lösung (lebenslänglich): 
Ruhegehalt ab Alter 55 und mindestens 12 Amtsjahren: Fr. 106'244 
Ruhegehalt ab Alter 60 und mindestens 12 Amtsjahren: Fr. 132'805 
 
Bei der bisherigen Lösung erhöhte sich das Ruhegehalt entsprechend den Erhöhungen für das 
Gehalt eines Regierungsrates. Bei der neuen Lösung erfolgen keine Erhöhungen des temporären 
Ruhegehalts. Spätere Rentenerhöhungen bei der PKSO erfolgen nur im Rahmen der finanziellen 
Möglichkeiten der PKSO. 

§ 7  

Siehe Ziff. 4.2.2. 

§ 11  
 
Absatz 1: Den übertretenden Regierungsräten wird die Freizügigkeitsleistung aus der Ruhege-
haltsordnung bei der PKSO gutgeschrieben. Damit bleiben die wohlerworbenen Rechte der be-
troffenen Regierungsräte gewahrt. 
Absatz 2: Als Folge des Übertritts sollen die übertretenden Regierungsräte bezüglich ihrer vo-
raussichtlichen Altersrente im Alter 65 keine Einbusse erleiden. Entsprechend wird den Regie-
rungsräten zusätzlich zur Freizügigkeitsleistung (Absatz 1) ein Erhöhungsbetrag gutgeschrieben. 
Diese Erhöhungsbeträge werden unter der Annahme eines Zinses von 1.7 Prozent, der vom 
Zeitpunkt des Übertritts bis zum Alter 65 gilt, und aufgrund der aktuell in den Statuten der 
PKSO festgelegten Umwandlungssätze berechnet. Es wird damit auf die Modellparameter abge-
stellt, die bei der PKSO für die Erreichung des Leistungsziels gelten. 

§ 12  

Siehe Ziff. 5.  
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§ 13 
 
Absatz 1: Für die Versicherung der Löhne und der temporären Ruhegehälter gelten mit einer 
Ausnahme die genau gleichen Bedingungen wie für das kantonale Personal. Die Ausnahme be-
trifft die Festlegung des versicherten Lohnes bei Personen, die ein temporäres Ruhegehalt be-
ziehen (siehe Absatz 2). 
 
Absatz 2: Für eine Altersleistung auf dem Niveau vor dem Rücktritt wäre erforderlich, dass der 
versicherte Lohn bei der PKSO nach dem Ausscheiden gleich hoch wie vor dem Ausscheiden aus 
dem Amt bleibt. Das würde allerdings bedeuten, dass der versicherte Lohn bei der PKSO höher 
wäre als das zu versichernde Ruhegehalt. Das ist vorsorgerechtlich problematisch, da nach Art. 1 
Abs. 2 BVG in der beruflichen Vorsorge maximal das AHV-pflichtige Gehalt versichert werden 
darf. Es wird darum die "Maximal-Variante" gewählt, gemäss der bei einem Ruhegehalt für die 
Festlegung des versicherten Lohnes bei der PKSO kein Koordinationsabzug berücksichtigt wird. 

§ 14 

Absatz 1: Das Vermögen der Ruhegehaltsordnung wird auf die PKSO übertragen und dort an 
den erforderlichen Einkauf für die übertretenden aktiven Mitglieder des Regierungsrates ange-
rechnet. 
 
Absatz 2: Das Vermögen aus der bestehenden Ruhegehaltsordnung reicht nicht aus, die Kosten 
gemäss Absatz 2 und Absatz 3 zu decken. Dementsprechend hat der Kanton den Differenzbe-
trag an die PKSO zu bezahlen. 
 
Absatz 3: Der Kanton übernimmt die Kosten im Zusammenhang mit der Aufhebung der bisheri-
gen Ruhegehaltsordnung, insbesondere die anfallenden Gebühren und Honorare. Dass noch la-
tente, das heisst nicht bekannte Leistungsfälle bestehen, ist angesichts des überschaubaren Be-
standes sehr unwahrscheinlich. Für den rein theoretischen Fall, dass es derartige Fälle gibt, wür-
de der Kanton auch die entsprechende Finanzierung übernehmen. 

9. Rechtmässigkeit 

Der Beschluss des Kantonsrates unterliegt dem fakultativen Referendum, wenn er ein Quorum 
von 2/3 der anwesenden Ratsmitglieder erreicht; wird er unterhalb dieses Quorums angenom-
men, unterliegt er dem obligatorischen Referendum. 
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10. Antrag 

Wir bitten Sie, auf die Vorlage einzutreten und dem Beschlussesentwurf zuzustimmen. 

Im Namen der Finanzkommission 

Beat Loosli 
Präsident Finanzkommission 

 

Verteiler KRB 

Text 
Kantonale Finanzkontrolle 
Staatskanzlei (Eng, Stu, Rol) 
Amtsblatt (Referendum) 
Parlamentsdienste 
GS, BGS 
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11. Beschlussesentwurf: 

Beschlussesentwurf: Gesetz über das Ruhegehalt des 

Regierungsrates (RRG) 

Vom [Datum] 

Der Kantonsrat von Solothurn 

gestützt auf Artikel 50 Abs. 2  und Artikel 11 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge vom 25. Juni 19821) und Art. 71 der Verfassung 
des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19862) 

nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf der Finanzkommission vom [Datum] 

beschliesst: 

I. 

1. Allgemeines 

§  1 Zweck 

1 Das Gesetz regelt: 

a) die Leistungen des Kantons beim Ausscheiden eines Mitgliedes des Regierungsrates aus 
dem Amt; 

b) die Überführung der beruflichen Vorsorge der aktiven und ehemaligen Mitglieder der Re-
gierungsräte und deren Hinterlassenen zur Pensionskasse Kanton Solothurn (PKSO). 

§  2 Geltungsbereich 

1 Das Gesetz über das Ruhegehalt gilt für die aktiven und die ehemaligen Mitglieder des Regie-
rungsrates und deren Hinterlassenen. 

2 Leistungen des Kantons gemäss §§ 3 - 8 können Mitglieder des Regierungsrates erhalten, die 
nach dem Inkraftreten dieses Gesetzes aus dem Amt scheiden. 

2. Leistungen des Kantons infolge Ausscheiden eines Mitgliedes des 

Regierungrates aus dem Amt 

§  3 Berechnungsgrundlagen 

1 Die Grundlagen zur Berechnung der ordentlichen Leistungen nach diesem Gesetz bilden der 
massgebende und der versicherte Lohn des aktiven Mitgliedes des Regierungsrates. Sie haben 
für dieses Gesetz folgende Bedeutung: 

a) Der massgebende Lohn entspricht dem Bruttolohn der Mitglieder des Regierungsrates3); 

b) Der versicherte Lohn als aktives Mitglied entspricht dem massgebenden Lohn abzüglich ei-
nes Koordinationsabzugs4), mindestens aber dem minimalen koordinierten Lohn5). 

 ________________  

1) SR 831.49. 
2) BGS 111.1. 
3) BGS 126.51.1. 
4) BGS 126.581; § 3 Abs. 1 Bst. g PKG. 
5) SR 831.40; Art. 8 Abs. 2 BVG. 
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§  4 Voraussetzungen der ordentlichen Leistungen 

1 Die ehemaligen Mitglieder des Regierungsrates erhalten vom Kanton ordentliche Leistungen, 
wenn sie nach mindestens vier vollendeten Amtsjahren und Vollendung des 55. aber vor Vollen-
dung des 65. Lebensjahres als Mitglied des Regierungsrates aus dem Amt ausscheiden. 

2 Ist das Ereignis auf eine schwere Amtspflichtverletzung oder auf eine strafbare Handlung zu-
rückzuführen, kann der Regierungsrat die Leistungen kürzen oder deren Ausrichtung verwei-
gern. 

§  5 Art der ordentlichen Leistungen 

1 Der Kanton bezahlt den ehemaligen Mitgliedern des Regierungsrates, welche die Vorausset-
zungen von § 4 Abs. 1 erfüllen, ein temporäres Ruhegehalt. 

2 Der Anspruch auf das temporäre Ruhegehalt entsteht im Monat nach dem Ausscheiden aus 
dem Regierungsrat. Er endet am Monatsende nach dem Tod des ehemaligen Mitglieds des Re-
gierungsrates oder bei Entstehen des Anspruchs auf eine volle Invalidenrente der eidgenössi-
schen Invalidenversicherung, spätestens aber am Ende des Monats nach Vollendung des 65. Le-
bensjahres. 

3 Das temporäre Ruhegehalt wird in zwölf monatlichen Teilen gleichzeitig mit den Löhnen der 
kantonalen Angestellten ausbezahlt. 

§  6 Höhe des temporären Ruhegehalts 

1 Das temporäre Ruhegehalt beträgt: 

a) bei mindestens vier und weniger als acht vollendeten Amtsjahren 60 Prozent des bei der 
PKSO versicherten Lohnes; 

b) bei mindestens acht vollendeten Amtsjahren 80 Prozent des bei der PKSO versicherten 
Lohnes. 

§  7 Abfindungsleistung 

1 Eine Abfindungsleistung vom Kanton Solothurn erhalten ehemalige Regierungsratsmitglieder, 
die die Voraussetzungen nach § 4 nicht erfüllen, mindestens ein Amtsjahr vollendet haben und 
vor Vollendung des 65. Lebensjahres zufolge Nichtwiederwahl, Nichtwiedernominierung oder 
aus gesundheitlichen Gründen, die die Ausübung des Amtes wesentlich erschweren, aus dem 
Regierungsrat ausscheiden. 

2 Die Abfindungsleistung beträgt sechs Monatslöhne. 

3 Der Anspruch auf die Abfindungsleistung entsteht im Monat nach dem Ausscheiden aus dem 
Regierungsrat. 

4 Die Abfindungsleistung wird in sechs monatlichen Teilen gleichzeitig mit den Löhnen der kan-
tonalen Angestellten ausbezahlt. 

§  8 Kürzung der Leistungen 

1 Das temporäre Ruhegehalt gemäss § 6 oder die Abfindungsleistung nach § 7 wird um den Be-
trag gekürzt, um den dieses oder diese zusammen mit einem regelmässigen Arbeitsverdienst, 
ähnlichen regelmässigen Bezügen oder einem anderen Renteneinkommen den aktuellen Brut-
tolohn1) als Regierungsrat übersteigt. 

2 Das ehemalige Regierungsratsmitglied erteilt die notwendigen Auskünfte auf Anfrage schrift-
lich. Kommt er oder sie dieser Pflicht nicht nach, werden die Leistungen gekürzt oder verwei-
gert. 

§  9 Verfahren und Rechtspflege 

1 Der Regierungsrat vollzieht dieses Gesetz und erlässt die notwendigen Verfügungen. 

2 Das Verfahren und die Rechtspflege richten sich nach dem Gesetz über den Rechtsschutz in 
Verwaltungssachen vom 15. November 19702). 

 _______________  

1) BGS 126.51.1. 
2) BGS 124.11. 
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3. Anschluss für die berufliche Vorsorge per 1. Januar 2016 bei der PKSO 

§  10 Ermächtigung zum Abschluss eines Anschluss- und Übernahmevertrages bei der PKSO 

1 Die Finanzkommission des Kantons Solothurn wird ermächtigt, per 1. Januar 2016 mit der 
PKSO einen Anschluss- und Übernahmevertrag abzuschliessen. 

2 Der Anschluss- und Übernahmevertrag regelt: 

a) den Anschluss des Kantons Solothurn per 1. Januar 2016 an die PKSO betreffend die beruf-
liche Vorsorge gemäss den reglementarischen und gesetzlichen Bestimmungen der PKSO 
und nach BVG der aktiven Regierungsräte, der ehemaligen Regierungsräte mit Ruhege-
haltsbezügen und der bekannten und unbekannten Rentner, welche auf Basis der Verord-
nung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge für die Mitglieder 
des Regierungsrates vom 4. Juli 1990 (Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates)1) An-
spruch auf eine Rente haben, und Versicherung der Vorgenannten betreffend die berufli-
che Vorsorge gemäss den reglementarischen und gesetzlichen Bestimmung der PKSO und 
nach BVG in der PKSO; 

b) die Übernahme der Aktiven und Passiven der beruflichen Vorsorge der Mitglieder des Re-
gierungsrates gemäss Bilanz per 31. Dezember 2015, sämtlicher bekannter und unbekann-
ter Rentenverpflichtungen per 31. Dezember 2015, welche sich aus der Ruhegehaltsord-
nung des Regierungsrates2) ergeben, einschliesslich die damit verbundenen anwartschaftli-
chen Leistungsverpflichtungen, sowie sämtlicher anwartschaftlicher Leistungsverpflichtun-
gen, aus denen sich für die berufliche Vorsorge der Mitglieder des Regierungsrates eine 
Leistungspflicht auf Grundlage der Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates3) ergibt, 
durch die PKSO 

§  11 Überweisung der Freizügigkeitsleistungen der aktiven Mtiglieder des Regierungsrates an 
die PKSO 

1 Für die übertretenden aktiven Mitgliedern des Regierungsrates erfolgt per 1. Januar 2016 die 
Überweisung der Freizügigkeitsleistungen gemäss der Ruhegehaltsordnung des Regierungsra-
tes4). 

2 Die Freizügigkeitsleistungen gemäss Absatz 1 werden um den Betrag erhöht, der erforderlich 
ist, dass die übertretenden Mitglieder des Regierungsrates im Alter 65 den voraussichtlich glei-
chen Altersrentenanspruch wie im Rahmen der Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates5) errei-
chen. Der voraussichtliche Altersrentenanspruch bei der PKSO wird auf der Grundlage eines Pro-
jektionszinssatzes von 1.7 Prozent berechnet. Die voraussichtlichen Altersrenten werden auf der 
Grundlage des Lohnes und Koordinationsbetrages bei der PKSO am 31. Dezember 2015 berech-
net. 

§  12 Übernahme der am 31. Dezember 2015 laufenden Renten durch die PKSO 

1 Die PKSO übernimmt von der beruflichen Vorsorge der Mitglieder des Regierungsrates sämtli-
che bekannten und unbekannten Rentenverpflichtungen per 31. Dezember 2015, welche sich 
aus der Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates6) ergeben, einschliesslich die damit verbunde-
nen anwartschaftlichen Leistungsverpflichtungen, sowie sämtliche anwartschaftlichen Leis-
tungsverpflichtungen, aus denen sich für die berufliche Vorsorge der Mitglieder des Regierungs-
rates eine Leistungspflicht auf Grundlage der Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates7) ergibt. 

2 Der Kanton übernimmt gegenüber der PKSO die Sicherstellung der nach Absatz 1 übernom-
menen Rentenverpflichtungen sowie der zukünftigen Renten, die aus den nach Absatz 1 über-
nommenen anwartschaftlichen Leistungsverpflichtungen resultieren, indem er der PKSO die 
ausgerichteten Renten gleichentags erstattet. Ein Einkauf der Renten und die zu den Renten 
gehörenden Anwartschaften bei der PKSO durch den Kanton findet nicht statt. 

 ________________  

1) BGS 126.581.1. 
2) BGS 126.581. 
3) BGS 126.581. 
4) BGS 126.581.1. 
5) BGS 126.581.1. 
6) BGS 126.581.1. 
7) BGS 126.581.1. 
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3 Die Höhe und die Anspruchsvoraussetzungen der nach Absatz 1 übernommenen und nach Ab-
satz 2 sichergestellten Leistungsverpflichtungen ergeben sich aus der Ruhegehaltsordnung des 
Regierungsrates1), welche als integraler Bestandteil in den abzuschliessenden Anschluss- und 
Übernahmevertrag übernommen wird. 

4 Der Kanton hat der PKSO die durch die Übernahme und Administration der bestehenden 
Rentner und Rentnerinnen entstehenden Verwaltungskosten zu vergüten. 

§  13 Finanzierung der Beiträge der aktiven Mitglieder des Regierungsrates sowie der ehema-
ligen Mitglieder, die ein temporäres Ruhegehalt nach § 6 beziehen 

1 Für die Versicherung bei der PKSO gelten das BVG und unter Vorbehalt von Abs. 2 die gesetzli-
chen und reglementarischen Bestimmungen der PKSO. Insbesondere hat der Kanton die Beiträ-
ge nach dem Gesetz über die Pensionskasse Kanton Solothurn vom 28. September 20142) und 
das aktive oder ehemalige Mitglied des Regierungsrates, das ein temporäres Ruhegehalt nach § 
6 bezieht, die Versichertenbeiträge gemäss dem Vorsorgereglement der Pensionskasse Kanton 
Solothurn zu leisten. Die Versichertenbeiträge werden vom Lohn bzw. vom temporären Ruhe-
gehalt in Abzug gebracht. 

2 Der für die Versicherung bei der PKSO massgebende Lohn eines ehemaligen Mitglieds des Re-
gierungsrates, das ein temporäres Ruhegehalt nach § 6 bezieht, entspricht dem Ruhegehalt 
nach § 6 unter Berücksichtigung einer allfälligen Kürzung nach § 7. Der massgebende Lohn wird 
bei der PKSO versichert, sofern er den für die Versicherungspflicht nach BVG erforderlichen 
Mindestlohn überschreitet. Der versicherte Lohn des ehemaligen Mitgliedes des Regierungsrates 
bei der PKSO entspricht in diesem Fall dem massgebenden Lohn, das heisst, es wird kein Koordi-
nationsabzug vorgenommen. 

§  14 Finanzierung des Übertritts 

1 Das Vermögen der beruflichen Vorsorge der Mitglieder des Regierungsrates im Sinne von § 10 
RRG per 31. Dezember 2015 wird auf die PKSO übertragen. 

2 Der Kanton leistet per 1. Januar 2016 an die PKSO einen Einkauf in der Höhe der Summe der 
Freizügigkeitsleistungen gemäss § 11 Absatz 1 und der Erhöhungen gemäss § 11 Absatz 2, so-
weit diese nicht durch das übertragene Vermögen gemäss Absatz 1 gedeckt sind. 

3 Der Kanton übernimmt sämtliche Kosten und Forderungen, die sich nach dem 31. Dezember 
2015 gegenüber der bis dann bestehenden Ruhegehaltsordnung ergeben. Insbesondere über-
nimmt der Kanton die Kosten der Aufhebung und Liquidation der bisherigen beruflichen Vor-
sorge der Mitglieder des Regierungsrates. 

II. 

Der Erlass Gesetz über das Staatspersonal vom 27. September 19923) (Stand 1. Juli 2014) wird wie 
folgt geändert: 

§  45 Abs. 5 (aufgehoben) 

5 Aufgehoben. 

III. 

Der Erlass Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge für die 
Mitglieder des Regierungsrates (Ruhegehaltsordnung des Regierungsrates) vom 4. Juli 19904) 
(Stand 1. Mai 2011) wird aufgehoben. 

 _______________  

1) BGS 126.581.1. 
2) BGS 126.581. 
3) BGS 126.1. 
4) BGS 126.581.1. 
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IV. 

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Solothurn, den Im Namen des Kantonsrates 
  
Ernst Zingg 
Kantonsratspräsident 
  
Fritz Brechbühl 
Ratssekretär 

 

Dieser Beschluss unterliegt dem … Referendum 

 


